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— der bundesrechtlichen und dann auch
der kantonalen Diskriminationsnormen
und der Diskriminationspraxis

— der Verbände, Gruppen, Zentren, Treff-
punkte, Buchläden usw., welche die
Frauenbewegung ausmachen oder wo
die Frauenbewegung fassbar wird

— der Rechtsetzungsvorhaben auf Bundes-
ebene in möglichst frühem Stadium)

— der infrastrukturellen Dienste für die
Frauen (Horte, Krippen, Tagesschulen,
Tagesmütter, Spielgruppen, Beratungs-
stellen usw.)

— der aus öffentlichen und privaten Mit-
teln finanzierten Forschungsvorhaben,
welche im weitesten Sinn die Stellung
der Frau betreffen, und der Lehrveran-
staltungen zu diesem Thema

— darüber, was die politischen Parteien
in bezug auf Chancengleichheit und
Gleichberechtigung für Vorstellungen
haben und wie sie diese Vorstellungen
zu realisieren gedenken.

('Wer s/cü für den vo//sfänd/'gen ßer/chf /n-
feress/'erf: Er /'sf /'n Beff 7980/7 von F -
Frauenfragen ersch/'enen, d/'e d/'e E/'dg.
Komm/ss/on für Frauenfragen f/erausg/bf.
Bundesamt für Kd/fu/pf/ege, Tüi/nsfrasse
20, 3000 Bern 6, Te/efon 037/67 92 75J

Keine Gleichstellung
bei der Pensionierung
Die verwaltungsrechtliche Klage eines Bun-
desbeamten, der hinsichtlich des Pensio-
nierungsalters die Gleichstellung mit sei-
nen früher pensionsberechtigten Kollegin-
nen verlangte, ist kürzlich vom Bundesge-
rieht abgewiesen worden.
Dass gemäss Statuten der Eidgenössi-
sehen Versicherungskasse die Beamtin-

nen schon mit 60, die Beamten aber erst
mit 65 Jahren ihre Pensionierung verlangen
können, erachtete der Beschwerdeführer
als Verletzung des Prinzips der Rechts-
gleichheit. Das Bundesgericht war jedoch
der Meinung, der Gesetzgeber sei hier wie
bei der AHV davon ausgegangen, dass die
Frauen einerseits zwar eine durchschnitt-
lieh längere Lebensdauer, anderseits aber
eine kürzere berufliche «Leistungsdauer»
hätten. Darin habe man einen «ge-
schlechtsspezifischen Unterschied» er-
blickt, der eine ungleiche Behandlung hin-
sichtlich des Pensionierungsalters recht-
fertige.

Frauendemonstration
zum Tag der Frau
Über zweitausend meist junge Frauen ha-
ben am internationalen Frauentag (8. März)
in Luzern demonstriert. Mit Transparenten,
Megaphonen, Pfeifen und Flugblättern aus-
gerüstet, zogen sie vom Bahnhof durch die
Altstadt auf den Kornmarkt vor dem Rat-
haus. Mit ihrer Kundgebung, die von der
Organisation der Frau, der Frauenbefrei-
ungsbewegung und anderen Gruppen so-
wie den Frauen der politischen Parteien
SP, PdA, POCH und RML gemeinsam orga-'
nisiert wurde, forderten die Frauen vor al-
lern gleiche Rechte für Mann und Frau.
«Mier sind die Böse, Böse, wo üs wänd vo
de Manne löse», lautete ein Schlachtruf,
und auf Plakaten wurde «Partnerschaft im
Beruf, Haushalt mit dem Fünfstundentag»
gefordert. Die Demonstration wurde, so
betonten die Organisatorinnen, in einer be-
sonders rückständigen Region durchge-
führt: legale Schwangerschaftsabbrüche
beispielsweise werden im ganzen Kanton
Luzern keine vorgenommen.
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